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Altersgruppen und Generationen: 
Konfliktlinien und Potenziale zur Integration
von Prof. Dr. Martin Kohli (Übersetzung: Katharina Pöllmann)
bstract: Während die alte Klassen-
frage zu Beginn des 21. Jahrhun-
derts gelöst zu sein scheint, tauchen
neue Bruchlinien auf, zum Beispiel zwischen
den Generationen. Diese ergeben sich durch hi-
storische oder strukturelle Umbrüche politi-
scher, kultureller oder ökonomischer Natur.
Der Grund, wieso Alterskonflikte nicht deutli-
cher hervortreten, liegt in der vermittelnden
Funktion von politischen Parteien, Verbänden
und der Familie. Obwohl immer wieder an-
ders behauptet wird, begünstigt das Sozialsy-
stem nicht einseitig die Älteren. Auch in
politischen Entscheidungsprozessen gibt es kei-
nen Beweis für eine vermeintliche Entwicklung
hin zur Gerontokratie.
Die ,rush hour’ des Lebens kann als Aus-
druck der Bruchlinien zwischen Altersgrup-
pen bzw. Generationen betrachtet werden.
Cleavages, die in den sozialen Strukturen
verwurzelt sind, erzeugen das Potential für
Konﬂikte; aber ob und in welchem Ausmaß
sie für die Akteure beider Seiten zur Realität
werden, hängt von deren Mobilisierung ab.
Allerdings gibt es auch Verﬂechtungen über
die Bruchlinien hinaus. In unserer Gesell-
schaft, die von demographischer Diskonti-
nuität gezeichnet ist, hängen wir stark von
diesen Verﬂechtungen ab, um die soziale In-
tegration gewährleisten zu können. Sie wer-
den von einer Reihe von Institutionen, wie
den politischen Parteien und Verbänden
 einerseits und den Familien andererseits,
 erzeugt. Das Potential für Generationenin-
tegration ist jedoch durch aktuelle Verände-
rungen der sozialen Strukturen und des
Wohlfahrtsstaates bedroht. Dieser Beitrag
wird sowohl die Bruchlinien als auch die Po-
tentiale ihrer Integration behandeln.
Alte und neue Ungleichheiten
Die ‚soziale Frage’, die das Ende des 19.
Jahrhunderts dominiert hat, war die Inte-
gration der Industriearbeiter, d.h., die Be-
friedung des Klassenkonﬂikts. Dies gelang
dadurch, dass man den Arbeitern die Si-
cherheit eines stabilen Lebensverlaufs gab,
wie z.B. durch die Institutionalisierung des
Ruhestandes als normalen Lebensabschnitt,
ﬁnanziert durch das staatliche Sozialversi-
cherungssystem.1 Zu Beginn des 21. Jahr-
hunderts scheint der Klassenkonﬂikt nicht
mehr zu bestehen und sein Platz vom Gene-
rationenkonﬂikt eingenommen zu werden.2
Die neue soziale Frage dreht sich um die Er-
haltung des Generationenvertrags, also um
die Unterstützung der Älteren und die Inve-
stition in die Jungen bei gleichzeitiger Wah-
rung von ﬁnanzieller Solidität und sozialer
Gerechtigkeit.3 Dieser Perspektivenwechsel
ergab sich einerseits durch den Erfolg des
Wohlfahrtsstaates, der altersbezogene For-
derungen und Verpﬂichtungen erzeugte und
die Älteren zu seinen Hauptbegünstigten
machte, und andererseits durch die derzeiti-
gen demograﬁschen Herausforderungen der
niedrigen Fertilität und steigenden Lebens-
erwartung.4
Bewegen wir uns deshalb vom Klassenkon-
ﬂikt hin zum Generationenkonﬂikt?5 Solch
eine Behauptung muss zweifach problema-
tisiert werden.6 Erstens ist zu berücksichti-
gen, dass der Konﬂikt oder der Wettbewerb
zwischen Alt und Jung um knappe Mittel an
sich nichts Neues ist. Er ist auch ein
 verbreitetes Thema in historischen und an-
thropologischen Untersuchungen von vor-
modernen Gesellschaften. Die Form und
der Schauplatz dieses Konﬂikts haben sich
durch die Entwicklung des Wohlfahrtsstaats
jedoch möglicherweise so verändert, dass die
oben gestellte Frage berechtigt ist. Der
zweite und für unseren Gedankengang
wichtigere Punkt ist, dass die Bruchlinie zwi-
schen den Generationen nicht nur per se,
sondern auch im Hinblick darauf, wie sie
von der fortgesetzten Existenz der Konﬂikte
zwischen Arm und Reich (oder Arbeiter-
nehmern und Eigentümern) ablenkt, zu
 bewerten ist. Dazu kommen andere Bruch-
linien, die gewöhnlich als ‚neue’ Dimensio-
nen von Ungleichheit (als Abgrenzung zu
den ‚alten’ der Klasse) bezeichnet werden,
etwa jene des Geschlechts und der Ethnie
(oder ‚Rasse’). Wenn man den Generatio-
nenkonﬂikt als neue Hauptbruchlinie der
Gesellschaft betont, tendiert man dazu,
diese anderen Ungleichheiten zu verharmlo-
sen und damit ideologisch zu verbrämen.7
Das Alter ist die wichtigste Basis für öﬀent-
liche Ansprüche und Pﬂichten. Die staatli-
che Umverteilung über den Lebenslauf ist
eines der stärksten Fundamente der von mir
so benannten Institutionalisierung des Le-
benslaufs als einer Sequenz von klar deﬁ-
nierten Lebensperioden, jede mit ihrem
eigenen Proﬁl von erwarteten Rollen der In-
tegration in soziale Strukturen, von kultu-
rellen Erwartungen und von gesetzlichen
Verpﬂichtungen und Ansprüchen.8 Das Le-
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benslaufproﬁl der empfangenen Transfers
und geleisteten Beiträge zeigt, dass die
 Älteren die Hauptbegünstigten der Umver-
teilung durch Renten und Gesundheitsver-
sorgung geworden sind. Diese Umverteilung
ist relativ unproblematisch, solange wir
davon ausgehen können, dass jeder die ver-
schiedenen Lebensabschnitte durchlaufen
wird. Altersgruppen haben keine ﬁxe Mit-
gliedschaft, wie dies bei Geschlecht und Eth-
nie normalerweise der Fall ist, sondern eine
regelmäßig wechselnde, indem alle Indivi-
duen gemäß einem institutionalisierten Ka-
lender durch den Lebenslauf von einem
Abschnitt zum nächsten wandern.9 Eine un-
terschiedliche Behandlung von Altersgrup-
pen ist daher moralisch akzeptabel10 und
kann durch die verschiedenen Bedürfnisse
der Altersgruppen oder durch vernünftige
politische Ziele gerechtfertigt werden.11 Das
einzig wirkliche Problem liegt hier darin,
dass die Menschen nicht alle gleich lang
leben. Die unterschiedliche Lebenserwar-
tung ist sozial geschichtet und stellt daher
eine massive soziale Ungerechtigkeit dar.
Die Umverteilung zwischen den Generatio-
nen ist dagegen von Natur aus problema-
tisch. ‚Generation’ kann als Position in der
Abstammungslinie der Familie oder, gesell-
schaftlich, als Kollektiv aller Menschen, die
während einer bestimmten Zeitperiode ge-
boren wurden und die gleichen historischen
Ereignisse teilen, deﬁniert werden. Eine ge-
sellschaftliche Generation hat daher eine ﬁxe
Mitgliedschaft.12 Es gibt keine Legitimation,
Generationen ungleich zu behandeln – un-
geachtet der Frage, wie weit in die Zukunft
(oder in die Vergangenheit) die Gleichstel-
lung ausgeweitet werden soll. Die Aufteilung
von Belastungen und Belohnungen zwi-
schen den Generationen ist richtig oder ge-
recht in dem Ausmaß, dass jede Generation
dieselbe Behandlung wie die vorangegan-
gene oder folgende Generation erwarten
kann, während sie die verschiedenen Le-
bensabschnitte durchläuft. In diesem Fall ist
es z.B. unproblematisch, dass die jüngere
Generation während ihres Berufsleben
durch ein Umlageverfahren die ältere Gene-
ration ﬁnanziert, weil jeder erwarten darf,
dass seine eigene Rente ebenso von der
nächsten Generation ﬁnanziert wird.13
Der Einfluss von historischen und makro-
strukturellen Veränderungen
Leider sind Besser- oder Schlechterstellun-
gen einzelner Generationen jedoch eher die
Regel als die Ausnahme. Der Grund dafür
liegt in der Prägung einzelner Kohorten
durch historische Wendepunkte wie Kriege
oder Systemänderungen. Diese variieren
sehr stark von Land zu Land. Die Schweiz
ist ein Beispiel für ein relativ begünstigtes
Land, dessen jüngste Geschichte weniger er-
eignisreich war als die der meisten anderen
europäischen Länder. Die USA sind ein
ähnliches Beispiel. Die Generationenlitera-
tur ist noch immer in großen Teilen eine
amerikanische Literatur – wie die meisten
sozialwissenschaftlichen Veröﬀentlichungen
– und bezieht daher bis jetzt nicht mit ein,
was die Menschen im Großteil Europas in
Bezug auf historische Umbrüche erlebt
haben. Es ist daher absolut notwendig, dass
mehr als bisher eine europäische Perspektive
miteinbezogen wird. 
Die Ökonomie der demografischen Dis-
kontinuität
Weitere Faktoren, die generationelle Bruch-
linien verursachen können, sind kulturelle
Veränderungen wie jene der 1960er Jahre
und auch Veränderungen der institutionali-
sierten Muster des Lebenslaufs, die zu
 altersgestaﬀelten Erfahrungen, Verpﬂich-
tungen und  Ansprüchen führen. Richard
Easterlin14 veröﬀentlichte eine Analyse von
wirtschaftlichen Bruchlinien zwischen Ge-
nerationen, basierend auf der demograﬁ-
schen Diskontinuität zwischen ‚Babyboom’
und Geburtenschwäche. Er argumentiert,
dass große Geburtskohorten mit mehr Kon-
kurrenz in der Schule, der Arbeit und am
Staat Jahr Alter 0 - 17 Alter 18 - 25 Alter 26 - 40 Alter 41 - 50 Alter 51 - 65 Alter 66 - 75 Alter 76+
Australien 1999 87.6 120.4 108.6 122.0 92.0 67.0 63.5
Frankreich 2000 93.4 98.2 99.7 111.6 114.6 88.5 86.4
Deutschland 2001 90.0 95.8 100.2 113.1 112.0 88.8 83.8
Ungarn 2000 92.9 109.2 105.7 109.2 107.8 80.3 82.3
Italien 2000 89.1 101.8 105.6 105.3 112.8 86.2 77.2
Japan 2000 90.6 104.3 98.5 109.2 113.0 90.6 88.8
Schweden 2000 98.3 91.7 99.1 111.8 125.3 88.3 68.6
Schweiz 2001 85.5 109.2 101.2 109.5 114.5 91.0 78.2
Großbritannien 2000 88.4 106.2 108.0 121.3 108.5 77.2 71.0
USA 2000 86.7 93.6 103.5 113.9 121.4 96.8 80.6
OECD 25 2000 90.7 103.2 104.5 112.8 111.9 86.7 79.8
Tabelle 1: Relatives Einkommen nach Altersgruppe, ca. im Jahr 200018
Staat Jahr Alter
0 - 17 18 - 25 26 - 40 41 - 50 51 - 65 66 - 75 76+ Total
Australien 1999 11.6 5.6 8.0 8.6 14.0 20.6 28.8 11.2
Frankreich 2000 7.3 7.6 5.6 5.2 6.6 9.9 11.3 7.0
Deutschland 2001 10.9 13.7 8.4 4.1 7.9 9.7 10.7 8.9
Ungarn 2000 13.1 7.1 7.5 8.2 7.2 5.5 4.8 8.1
Italien 2000 15.7 14.0 11.0 11.7 10.7 14.6 16.4 12.9
Japan 2000 14.3 16.6 12.4 11.7 14.4 19.5 23.8 15.3
Schweden 2000 3.6 14.4 4.9 2.8 2.4 4.6 11.5 5.3
Schweiz 2001 6.8 5.5 5.9 3.7 7.6 10.4 12.7 6.7
Großbritannien 2000 16.2 11.9 8.7 7.9 7.6 11.4 19.2 11.4
USA 2000 21.7 19.1 13.8 11.0 13.0 20.3 29.6 17.1
OECD 24 2000 12.3 11.5 8.7 7.5 8.9 11.4 16.5 10.4
Staat Zeitabschnitt Alter
0 - 17 18 - 25 26 - 40 41 - 50 51 - 65 66 - 75 76+ Total
Frankreich 1994 - 2000 0.2 - 0.7 - 0.4 - 0.7 - 1.2 1.5 - 3.5 - 0.4
Ungarn 1995 - 2000 2.8 0.0 0.8 2.2 2.2 - 0.2 - 6.2 0.8
Italien 1995 - 2000 - 2.9 0.4 - 3.1 1.2 - 1.2 - 0.1 0.2 - 1.3
Schweden 1995 - 2000 1.1 2.0 1.5 0.6 0.4 2.2 6.2 1.6
USA 1995 - 2000 - 0.6 0.2 0.1 0.8 0.0 3.4 4.0 0.4
OECD 24 1995 - 2000 0.9 0.7 0.5 0.8 0.5 0.1 - 0.2 0.5
Tabelle 3: Veränderungen der relativen Armutsraten nach Altersgruppe, ca. 1995-2000
Tabelle 2: Relative Armutsraten nach Altersgruppe, ca. im Jahr 2000
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zentriert. Trotz einiger Veränderungen der
jüngsten Zeit ist das Rentenniveau dieser
männlichen Brotverdiener noch immer sehr
hoch. In einer langfristigen Perspektive blieb
die Armut stabil oder stieg bei den Kindern
sogar an. Nach den 1970ern sank sie bei den
Älteren, dieser Trend stoppte aber ab der
Mitte der 1990er. Man kann also bereits ei-
nige Eﬀekte der jüngsten ‚Rentenreformen’
– oder eher Rentenkürzugen – erkennen.21
Für die Politik bedeutet das, dass es zwar
notwendig ist, sich auf die Unterstützung
der Kinder (und ihrer Eltern) zu konzen-
trieren, es gibt jedoch keinen Grund, den
Älteren ihre Leistungen zu kürzen, wenn
man bedenkt, wie sie im Vergleich zur Ge-
samtbevölkerung abschneiden.
Eine Mobilmachung nach Generationen ist
deshalb eher unwahrscheinlich. Einerseits
sind die wirtschaftlichen Bruchlinien noch
nicht sehr ausgeprägt, und andererseits
müsste eine solche Mobilisierung mehrere
Schwierigkeiten überwinden. Eine Schwie-
rigkeit besteht darin, dass die zeitlichen
Grenzen von Generationen oder Kohorten
grundsätzlich unscharf sind – normalerweise
ein Ergebnis eines simplen Akt des Willens.
Diese Unschärfe erleichtert die Wahrneh-
mung eines gemeinsamen Schicksals nicht:
wir könnten Kohorten von Fünfjährigen
oder Generationen von 20 Jahren nehmen,
und selbst dann wäre nicht klar, wo sie be-
ginnen und wo sie enden. Eine zweite
Schwierigkeit liegt darin, dass es innerhalb
von Generationen große Unterschiede nach
Klasse, Religion, Ethnie oder Geschlecht
gibt, was jeglichem Versuch, ein Gefühl von
‚wir sitzen in einem Boot’ zu erzeugen, die
Überzeugungskraft nimmt. Trotz dieser
Schwierigkeiten wurden die wichtigsten Re-
volutionen von Jugendbewegungen getra-
gen. Dies war der Fall für die Französische
einheitliches Bild ergibt. In den meisten
Ländern erreicht das Einkommen im mitt-
leren Erwachsenenalter seinen Höhepunkt
und sinkt dann wieder ab. Die Älteren
schneiden schlechter ab als die aktive Bevöl-
kerung und auch etwas schlechter als Kin-
der; die USA sind, zusammen mit der
Schweiz, in dieser Hinsicht ein Sonderfall.
Die ‚alten Alten’ (75+) haben besonders
niedrige Einkommen, erheblich niedriger als
jene der ‚jungen Alten’ (65-74). Auf Grund
der Ausweitung der Altersvorsorge stiegen
die Einkommen der Älteren ab Mitte der
80er bis Mitte der
90er Jahre an. Dieser








die all jene umfassen,
deren Einkommen
weniger als 50 Prozent
des Median-Einkom-
mens beträgt. Zu Be-
ginn dieses Jahrhunderts betrug die Rate
10,4 Prozent in den 24 OECD Staaten. In
den liberalen Staaten – Australien, Großbri-
tannien und den USA – wiesen sowohl die
Kinder und Jugendlichen als auch die Älte-
ren viel höhere Armutsraten auf als die Be-
völkerung im erwerbsfähigen Alter. Dies ist
in den meisten anderen Ländern weniger
ausgeprägt. 17 Prozent der US-amerikani-
schen Bevölkerung leben in relativer Armut
gegen 5 Prozent der schwedischen Bevölke-
rung. Dies zeigt klar, dass Wohlfahrtsstaaten
einen Unterschied machen (siehe Tabellen 2
und 3).20
Das durch die Tabellen präsentierte stilisierte
Bild zeigt eine massive Diﬀerenz der relati-
ven Armutsraten zwischen liberalen und so-
zialdemokratischen Staaten, also den
Wohlfahrtsregimen an den gegenüberlie-
genden Enden. Kinder und Ältere schneiden
im liberalen System schlechter ab als die ak-
tive Bevölkerung – nicht so im sozialdemo-
kratischen System. Die beiden anderen
Systeme, das ‚konservative’ System im We-
sten Kontinentaleuropas und das ‚familiale’
System im Mittelmeerraum, beﬁnden sich
irgendwo dazwischen. Italien, als Beispiel für
ein familiales System, hat ein Muster, das
sich auf die männlichen Brotverdiener kon-
Heiratsmarkt zu kämpfen haben und des-
halb über ihren ganzen Lebenslauf benach-
teiligt sein werden. Als Konsequenz haben
sie dann auch weniger Kinder. Für diese
kleineren Geburtskohorten gilt das genaue
Gegenteil, so dass sie auch wieder mehr Kin-
der haben werden. Dieses Argument wurde
bis jetzt außerhalb der USA nicht bestätigt,
jedoch ist es eine starke Erinnerung daran,
wie demograﬁsche und wirtschaftliche
 Geschicke miteinander  interagieren und da-
durch unterschiedliche Kohorten produzie-
ren. David Thomson15 behandelte den
Wohlfahrtsstaat als generationelles Kom-
plott. Er versuchte am Beispiel Neuseeland
zu zeigen, dass eine Generation das System
so gut zu nutzen wusste, dass sie alle Vorteile
zusammenraﬀte, während andere, die früher
oder später auf die Welt kamen, dafür zahlen
mussten. Diese Generation erschuf zunächst
einen Jugendstaat mit Wohnzuschüssen und
Begünstigungen für junge Familien, und im
Laufe ihres Lebens wandelte sie ihn dann in
einen Wohlfahrtstaat für Ältere um.16 Dies
ist eine provokante Behauptung, die sich bis
jetzt jedoch noch in keinem anderen Land
bestätigt hat.
Wie schneiden die verschiedenen Genera-
tionen hinsichtlich des wirtschaftlichen
Wohlstands ab? Die beste vergleichende
Übersicht über die Einkommen von Alters-
gruppen oder Kohorten bietet eine OECD-
Studie von Michael Förster und Marco Mira
D’Ercole.17 Sie beinhaltet einheitliche Daten
für den Beginn dieses Jahrhunderts von ver-
schiedenen Ländern, wovon einige für die
Tabelle 1 ausgewählt wurden. Es handelt
sich um Nettoäquivalenzeinkommen, das
heißt, dass das individuelle Einkommen der
Größe des Haushalts angepasst wurde. 100
ist der Durchschnitt für die Gesamtbevöl-
kerung. Kinder und teilweise auch Junge
von 18 bis 25 liegen unter diesem Durch-
schnitt, ebenso wie die Älteren. 
Das relative Einkommen von Kindern und
Jugendlichen (also jenen zwischen 1 und 17
Jahren) war in der Dekade von 1985-1995
insgesamt sehr stabil. Einen leichten Anstieg
gab es von Mitte der 1990er Jahre bis 2000.
Junge Erwachsene haben in beiden Perioden
an Boden verloren, was aus der Ausweitung
von höherer Bildung, oder in anderen Wor-
ten, aus dem späteren Eintritt in den Ar-
beitsmarkt resultieren kann. Kinder und
Jugendliche haben ein niedrigeres relatives
Einkommen als die aktive Bevölkerung, wo-
hingegen sich für junge Erwachsene ein un-
Tabelle 4: Altersspezifische Einstellungen zu Staatsausgaben für Renten25
Altersgruppe Unter 30 30-39 40-49 50-64 65+
Kanada 34.8 23.4 24.6 30.5 20.5
Deutschland 45.5 41.6 41.6 48.4 51.7
Italien 55.8 60.4 65.8 65.8 75.6
Japan 54.6 48.0 53.9 57.9 60.9
Schweden 41.7 51.3 51.9 59.8 66.8
Großbritannien 63.3 79.2 79.7 79.8 87.1
USA 55.0 51.0 45.7 48.9 45.2
Prozent der Befragten, die angaben, sie hätten gerne mehr oder viel mehr
Staatsausgaben für Renten (Die Befragten wurden darauf aufmerksam
gemacht, dass die Antwort ‚viel mehr’ eine Steuererhöhung erforderlich
machen könnte.)
Journal für Generationengerechtigkeit
Jahrgang 9 · Ausgabe 2/2009
77
Revolution und die Oktoberrevolution, für
die faschistische Revolution in Italien und
auch für die nationalsozialistische Revolu-
tion in Deutschland. Die meisten Füh-
rungseliten der NSDAP, zum Beispiel,
waren 1933 in ihren frühen Dreißigern und
nach dem ‚Tausendjährigen Reich’ Mitte
Vierzig. Die faschistische Hymne zelebrierte
die Jugend als den ‚Frühling der Schönheit’:
„Giovinezza, giovinezza, primavera di bel-
lezza“. Die Faschisten versuchten die Jugend
als Vorreiter für kulturelle und politische
Veränderungen zu mobilisieren, unvermeid-
lich im Kampf mit der Erwachsenenwelt.22
Hin zur Gerontokratie?
Welche Möglichkeiten haben die ‚neuen’,
sich in Zukunft vielleicht noch verschärfen-
den wirtschaftlichen Konﬂikte, ein Genera-
tionenbewusstsein zu mobilisieren? Was die
altersspeziﬁschen Einstellungen zu sozialpo-
litischen Themen wie z.B. der Rentenhöhe
betriﬀt, gaben die meisten Leute, die im In-
ternational Social Survey Program 1996 be-
fragt wurden, an, dass die Renten gleich
bleiben oder sogar angehoben werden sollen
(siehe Tabelle 4). Dies galt mit kleinen Un-
terschieden für alle Altersgruppen. Obwohl
darauf hingewiesen wurde, dass die Steuern
möglicherweise angehoben werden müssen,
damit die Regierung die Renten erhöhen
kann, stimmten noch immer große Teile
aller Altersgruppen für eine Anhebung (es
wurde eine 5-Punkte-Skala verwendet: ‚stark
anheben’ ‚anheben’ ‚so belassen’ ‚senken’
‚stark senken’). Unter den in der  Tabelle 6
enthalten Ländern erhielt der Vorschlag, die
Renten anzuheben, in Großbritannien, wo
die staatliche Rente am niedrigsten ist, die
meiste Unterstützung.23 Eine Umfrage des
Eurobarometers 2001 zeigte auf der anderen
Seite, dass die Anhebung des Rentenalters
sehr unpopulär war – wieder bei allen Al-
tersgruppen.24
Wie lassen sich diese Einstellungen auf die
Parteipräferenz umlegen? Altersunterschiede
spielen dafür in den USA keine Rolle und
sind in Deutschland kontraintuitiv, wenn
man annimmt, dass ältere Personen jene
Partei unterstützen sollten, die sich am mei-
sten für den Wohlfahrtsstaat einsetzt, sprich
die Sozialdemokraten. Durch die Pensions-
reform von 1957 gelang es der CDU, die
Agenda des Wohlfahrtsstaats für sich in Be-
schlag zu nehmen. Dies drückte sich dann
im Vergleich zur Gesamtwählerschaft auch
in höheren Wähleranteilen der CDU/CSU
unter der älteren Bevölkerung aus (siehe Ab-
bildung 1). Obwohl die LINKE momentan
von den Proteststimmen von hauptsächlich
älteren Personen proﬁtiert, begünstigen Al-
terseﬀekte die CDU/CSU, die bei Bundes-
wahlen bei den Wählern 60+ immer mehr
als die Hälfte der Stimmen erreichen
konnte.
Einige Länder – vor allem die Schweiz und
die USA – bieten die Möglichkeit, über be-
sondere Maßnahmen durch Referenda ab-
zustimmen. In der Schweiz lieferten jene
Referenden, die sich mit Generationenthe-
men beschäftigten (z.B. Renten oder Bil-
dung), nur bescheidene Alterseﬀekte.26 Viel
wichtiger sind Periodeneﬀekte, die entweder
die Linke oder die Rechte begünstigen und
die einen starken Einﬂuss auf die junge Ge-
neration haben. Erstwähler sind besonders
empfänglich für Periodeneﬀekte und ten-
dieren als Kohorte dazu, während ihres ge-
samten Lebenslaufs ihre ursprüngliche
Wahlentscheidung beizubehalten. In den
USA, die häuﬁg Abstimmungen über be-
stimmte Themen haben, sowohl auf lokaler
als auch auf einzelstaatlicher Ebene, sind die
Alterseﬀekte in Bezug auf ‚junge’ Themen
wie Bildung normalerweise etwas stärker als
in Bezug auf ‚alte’ Themen wie Renten oder
Gesundheit. Dieser Unterschied wird jedoch
durch die Dauer, die man einer Gemeinde
angehört, ausgeglichen. So lässt sich z.B. bei
Abstimmungen über die Erweiterung von
Schulen beobachten, dass sich beim Ab-
stimmungsverhalten jenes Bevölkerungsteils,
der schon einige Zeit in der Gemeinde ge-
wohnt hat, keinerlei Alterseﬀekte zeigen.
Diese existieren jedoch in Gemeinden, wo
Leute während ihres Ruhestandes zugezogen
sind. Als alte Person in eine Gemeinde zu
ziehen, erzeugt keine ausreichende Verbin-
dung zur lokalen politischen Agenda, um so
die Integration der Generationen zu fördern.
Die Älteren haben zunehmendes Gewicht
bei Wahlen, nicht nur wegen ihres steigen-
den demograﬁschen Anteils, sondern auch
auf Grund ihrer im Vergleich zu den Jungen
höheren Wahlbeteiligung.28 Ein ähnliches
Muster ergibt sich für die Parteimitglied-
schaft. Das Altern der Parteimitglieder und
der Parteieliten ist unterschiedlich. Die Grü-
nen sind eine Ein-Generationen Partei, die
mit ihrer Generation gealtert ist. Ihre Eliten
sind zwischen 40 und 50 Jahre alt. Die PDS
war vor allem eine Partei von Rentnern, aber
seit der Gründung der Linken gab es auch
einige Beitritte von jungen Mitgliedern. Bis
auf die Grünen sind alle Parteien mit einer
höheren Zahl von Mitgliedern im Renten-
alter als von solchen aus der Altersgruppe
der aktiven Bevölkerung konfrontiert.
Die Parteimitgliedschaft bedeutet aber nicht
notwendigerweise Macht. Im deutschen Fall
– anders als anscheinend in Frankreich29 –
gibt es ein Paradox der Repräsentation: Die
Älteren sind im Parlament und in der Re-
gierung viel weniger vertreten, als es ihrem
Bevölkerungsanteil entspricht, und seit den
1960er Jahren ist das Durchschnittsalter der
Mitglieder des Bundestags sogar etwas ge-
sunken. Neue Formen der politischen Par-
tizipation nehmen jedoch zu, und wir
können davon ausgehen, dass diese neue
Formen von Altersaktivismus mit dem Al-
tern der 68-Generation an Bedeutung ge-
winnen werden.
Einige Vertreter der These eines ‚Generatio-
nengleichgewichts’ argumentieren, dass sich
das Zeitfenster, in dem man Reformen des
Wohlfahrtsstaates durchführen kann,
schließt, da die ältere Bevölkerung durch ihr
zunehmendes Gewicht bei Wahlen mehr
und mehr die politische Arena dominiert.
Abbildung 1: Alterskonservatismus? Stimmenanteile der Parteien bei deutschen Bundeswahlen 
(Anteil der Bevölkerung 60+ als Prozent des Gesamtstimmenanteils) 27
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Sie sehen einen Punkt, wo es kein Zurück
mehr geben wird, wenn die Macht der Älte-
ren so groß sein wird, dass sie jeglichen Ver-
such, ihre Begünstigungen zu kürzen,
verhindern können. In einem Modell für
Deutschland bezogen Hans-Jürgen Sinn
und Silke Uebelmesser30 sowohl Demograﬁe
als auch altersspeziﬁsche Wahlbeteiligung
mit ein und erstellten eine Prognose des
Durchschnittsalters der Wähler und des
‚Gleichgültigkeitsalters’, in dem eine Person
weder positiv noch negativ von einer Ren-
tenreform betroﬀen ist. Jenseits dieser
Schwelle proﬁtieren die Leute eher von Ver-
besserungen der Altersvorsorge, darunter
haben sie eher eine negative Bilanz, bei der
die Kosten den Gewinn übertreﬀen. Die
Annahme ist, dass eine Reform nur dann
möglich sein wird, solange der Median-
Wähler davon positiv betroﬀen ist. Die Au-
toren folgern, dass eine Reform noch bis
2016 durchführbar sei, da sich der Großteil
der Wähler bis dahin unter dem ‚Gleichgül-
tigkeitsalter’ beﬁndet. Das Jahr 2016 sei
‚Deutschlands letzte Chance’; nach diesem
Jahr werde es zu einer Gerontokratie kom-
men, ohne jede Möglichkeit, die Altersren-
ten zu kürzen. Ein solches Modell des
Eigeninteresses ist natürlich mangelhaft; es
setzt voraus, dass die Menschen nur nach
ihrem eigenen individuellen Interesse wäh-
len und dass Stimmenanteile direkt in spe-
zielle Politiken umgesetzt werden – beides
ist oﬀensichtlich nicht der Fall.31 Bei den Äl-
teren gibt es auch ein Interesse an den nach-
folgenden Generationen, sowohl in der
eigenen Familie als auch auf gesellschaftli-
chem Niveau. Dies führt möglicherweise zu
einer noch stärkeren Tendenz zu einem
gruppenorientierten (‚soziotropischen’) Ab-
stimmungsverhalten als in der Gesamtbe-
völkerung. Ein einfaches rational
choice-Modell, das annimmt, dass die Wäh-
ler ihre eigenen individuellen Interessen ma-
ximieren wollen, bietet keine valide
Darstellung des Wahlverhaltens.
Parteien und Verbände als vermittelnde
Organisationen
Wieso treten Alterskonﬂikte nicht deutlicher
hervor? Ein Grund dafür sind die starken
Generationenbeziehungen in der Familie.
Ein anderer Grund – zumindest im korpo-
ratistischen System Deutschlands – ist die
vermittelnde Funktion von politischen Or-
ganisationen wie Parteien und Verbände.32
Diese Organisationen haben spezielle Grup-
pen für Ältere gebildet, genauso wie für an-
dere bislang vernachlässigte Kategorien wie
Frauen und Junge. Sie haben diese Gruppen
als eine Form von internen Interessensgrup-
pen, die die erwähnten Kategorien für die
Ziele der übergreifenden Organisation mo-
bilisieren sollen, konzipiert. Ein anderer
Vorteil dieser Gruppen ist, dass sie für poli-
tische Führungskräfte die Möglichkeit zur
Teilhabe außerhalb der Hauptorganisations-
hierarchien bieten. Jene, die z.B. den Bun-
destag verlassen und ihr Mandat an jüngere
Kollegen übergeben müssen, können so an-
dere Funktionen in der Senioren-Union
oder ähnlichen Gruppen der anderen Par-
teien übernehmen. Die Idee dabei ist, die
Bedürfnisse dieser Bevölkerungskategorien
zu befriedigen, indem man ihnen eine spe-
zielle Nischenorganisation zur Verfügung
stellt und hoﬀt, dass sie sich weder außer-
halb der Partei mobilisieren noch sich in die
Kerngeschäfte der Partei einmischen. Dies
triﬀt noch mehr auf die Gewerkschaften zu,
wo das Dilemma dadurch verstärkt wird,
dass das erklärte Ziel der Gewerkschaften die
Vertretung der arbeitenden Bevölkerung ist.
Die Gewerkschaften sind jedoch auch auf
die Unterstützung und Signalwirkung ihrer
Mitglieder im Ruhestand angewiesen.
Daher bieten sie ihnen spezielle Gruppen,
um sich innerhalb der Gewerkschaft zu or-
ganisieren, jedoch ohne deren Kerngeschäft
zu beeinﬂussen.33 Die sich verändernde Ge-
nerationenagenda wird durch das Gewicht
dieser Gruppen widerspiegelt. In der
CDU/CSU zum Beispiel hat sich in den ver-
gangenen Jahren eine Verschiebung von der
Privilegierung der Jungen hin zu dem Ziel
einer Balance zwischen den Generationen
vollzogen. In der Vorbereitung auf die kom-
menden Bundestgswahlen sind die Vorsit-
zenden der Jungen Union und der
Senioren-Union dazu verpﬂichtet worden,
zusammen eine Agenda der Generationen-
integration zu erarbeiten. Solange diese spe-
ziellen Gruppen Erfolg haben, bleiben
Alterskonﬂikte in der organisatorischen
Reichweite der Parteien und manifestieren
sich nicht auf dem oﬀenen politischen
Mark. Die grauen Parteien, die einigen Er-
folg bei Wahlen (vor allem in den Nieder-
landen) hatten, sind die Ausnahme. Der
Erfolg der meisten solcher Ein-Themen Par-
teien hält jedoch nicht lange an, da andere
Parteien ihr Thema übernehmen und/oder
sie sich durch interne Streitigkeiten selbst
zerstören. Die einzige erfolgreiche Ein-The-
men Partei in Deutschland sind bis jetzt die
Grünen, die deshalb Erfolg hatten, weil sie
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